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Satzung 
 

über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die Abwasserbeseitigung 
der Stadt Tornesch (Beitrags- und Gebührensatzung) 

 
 
 
 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 und 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in 
der jeweils geltenden Fassung und des § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1 und 2, § 6 Abs. 1, 2, 3, 
4, 5, 6, 7, § 8 Abs. 1, 2, 3, 5, 7, § 9 Abs. 1, 2, 3, 4, 5, 6 und § 9a Abs. 1 und 2 des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) in der jeweils 
geltenden Fassung und des § 1 Abs.1 und § 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) in der jeweils geltenden Fassung wird 
nach Beschlussfassung durch die Ratsversammlung der Stadt Tornesch vom 
13.12.2022 (1. Nachtragssatzung) folgende Satzung über die Erhebung von Beiträ-
gen und Gebühren für die Abwasserbeseitigung der Stadt Tornesch (Beitrags- und 
Gebührensatzung) erlassen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines  

 
(1) Die Stadt betreibt die Abwasserbeseitigung nach Maßgabe der Satzung über die 

Abwasserbeseitigung (Abwasserbeseitigungssatzung) vom 11. Dezember 2002 
in der geltenden Fassung, als jeweils eine selbständige öffentliche Einrichtung 
zur zentralen  

 
a) Schmutzwasserbeseitigung 
b) Niederschlagswasserbeseitigung. 

 
(2) Die Stadt erhebt nach Maßgabe dieser Satzung 
 

a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung der zentralen öffent-
lichen Abwasseranlage (Schmutzwasserbeiträge und Niederschlagswasser-
beiträge), 

 
b) Benutzungsgebühren (Grundgebühr und Mengengebühr) für die Inanspruch-

nahme der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen (Schmutz- 
und Niederschlagswassergebühren). 

 
(3) Beiträge und Benutzungsgebühren ruhen als öffentliche Last auf dem Grund-

stück 
 
 

Beiträge 
 

§ 2 
Anschlussbeitrag 
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(1) Zu dem Aufwand, der durch die Schmutz- und die Niederschlagswasserbeiträge 
gedeckt wird, gehört der Aufwand für die Herstellung  
a) von Hauptsammlern, Druckleitungen und Hebeanlagen, 

 
b) von Straßenkanälen, 

 
c) von jeweils einen Anschlusskanal zu den einzelnen Grundstücken mit Neben-

einrichtungen, nicht jedoch für die auf dem Grundstück herzustellenden Ab-
wasseranlagen (z.B. Anschlussleitung und Reinigungsschacht). 

 
(2) Zum beitragsfähigen Aufwand gehört nicht der Aufwand, der durch Leistungen 

und Zuschüsse Dritter gedeckt wird, die Kosten für die laufende Unterhaltung 
und Anteile an den allgemeinen Verwaltungskosten. 

 
(3) Die Erhebung von Beiträgen für den Ausbau und Umbau der öffentlichen Abwas-

seranlage wird in einer besonderen Satzung geregelt. 
 
 

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der vollen Beitragspflicht zur vollen Deckung des Gesamtaufwands nach § 2 un-

terliegen alle Grundstücke, die über eine Anschlussleitung an die Abwasseranla-
ge angeschlossen werden können und 

 
a) für die bauliche oder gewerbliche Nutzung festgestellt ist, sobald sie bebaut 

oder gewerblich genutzt werden dürfen, 
 

b) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie 
nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten bauli-
chen Entwicklung in der Stadt zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung an-
stehen. 

 
(2) Wird ein Grundstück über eine Anschlussleitung an die Abwasseranlage ange-

schlossen, so unterliegt es der vollen Beitragspflicht auch dann, wenn die Vo-
raussetzungen des Absatzes 1 nicht vorliegen. 

 
 

§ 4 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
Die Beitragspflicht entsteht für die über eine Anschlussleitung an die Abwasseranla-
ge anzuschließenden oder angeschlossenen Grundstücke (§ 3 Abs. 1 und 2) mit 
dem Abschluss der Maßnahmen, die für die Herstellung der Abwasseranlage oder 
von Teileinrichtungen erforderlich sind und die den Anschluss des Grundstücks an 
die Abwasseranlage ermöglichen. 

 
 

§ 5 
Beitragsmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung 
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(1) Der Beitrag für die Schmutzwasserbeseitigung wird als nutzungsbezogener Flä-
chenbeitrag erhoben. 

 
(2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages werden für das ers-

te Vollgeschoss 25 % der Grundstücksfläche und für jedes weitere Vollgeschoss 
weitere 15 % der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 

 
 Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften 

Vollgeschosse sind. Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bau-
werks nicht feststellbar, werden bei industriell genutzten Grundstücken je ange-
fangene 3,50 m und bei allen anderen in anderer Weise baulich oder gewerblich 
genutzten Grundstücken je angefangene 2,40 m Höhe des Bauwerks als ein 
Vollgeschoss gerechnet. 

 
(3) Als Grundstücksfläche nach Abs. 2 gilt 
 

a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte 
Fläche, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder gewerbli-
che Nutzung festgesetzt ist, 

 
b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, 

die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin bauliche 
oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 

 
c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb eines 

im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtflä-
che des Grundstückes, höchstens jedoch die Fläche, die durch eine Satzung 
nach § 34 Abs. 4 BauGB erfasst wird. Bei Grundstücken, die in den Außenbe-
reich übergehen, gilt die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze und 
einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallelen; bei Grundstücken, 
die nicht an eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum Grundstück ge-
hörenden Weg mit einer Straße verbunden sind, die Fläche zwischen der der 
Straße zugewandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 50 m dazu 
verlaufenden Parallelen, 

 
d) bei Grundstücken, die über die sich nach den Buchstaben a) - c) ergebenden 

Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der 
jeweiligen Straßengrenze bzw. im Falle von Buchstabe c) der der Straße zu-
gewandten Grundstücksseite und einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe 
verläuft, die der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung ent-
spricht, 

 
e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit 

nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden 
(z.B. Schwimmbäder und Festplätze - nicht aber Sportplätze und Friedhöfe), 
75 % der Grundstücksfläche, bei Campingplätzen jedoch 100 % der Grund-
stücksfläche, 

 
f) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz oder 

als Friedhof festgesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang be-
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bauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Grundflä-
che der an die Abwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten, geteilt durch 
die Grundflächenzahl GRZ (0,2). Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulich-
keiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand 
von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Über-
schreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt, 

 
g) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche 

der an die Abwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten, geteilt durch die 
GRZ (0,2). Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zuge-
ordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden 
der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücks-
grenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem 
Grundstück erfolgt, 

 
h) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststel-

lung eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. 
Abfalldeponie), die Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfeststellung 
bezieht. 

 
(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt 
 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige 
Zahl der Vollgeschosse,  

 
b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse nicht 

festgesetzt, sondern nur eine Baumassenzahl oder nur die Höhe der baulichen 
Anlagen angegeben ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl 
bzw. die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe, wobei Bruchzahlen 
über 0,5 auf volle Zahlen aufgerundet werden. Bruchzahlen bis 0,5 finden kei-
ne Berücksichtigung, 

 
c) die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergeben-

den Vollgeschosse, wenn aufgrund der tatsächlich vorhandenen Bebauung 
die Zahl der Vollgeschosse nach lit. a) oder die Baumassenzahl bzw. die Ge-
bäudehöhe nach lit. b) überschritten werden, 

 
d) soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder die 

Zahl der Vollgeschosse noch die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe be-
stimmt sind, 

 
 aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken tatsäch-

lich vorhandenen Vollgeschosse, 
 bb) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der in der nä-

heren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse, 
 cc) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, die Zahl 

von einem Vollgeschoss, 
 
e) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden 

dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss, 
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f) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt ist 

oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden 
(z.B. Sport-, Fest- und Campingplätze, Schwimmbäder, Friedhöfe) wird ein 
Vollgeschoss angesetzt, 

 
g) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststel-

lungsbeschluss eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelas-
sen ist, wird - bezogen auf die Fläche nach Absatz 3 lit. h) - ein Vollgeschoss 
angesetzt. 

 
(5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 

BauGB und § 7 Wohnungsbauerleichterungsgesetz (WoBauErIG) liegen, sind 
zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend anzuwenden, 
wie sie bestehen für 

 
a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zuläs-

sige Nutzungsmaß getroffen sind 
 

b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestim-
mung über das zulässige Nutzungsmaß enthält. 

 
 

§ 6 
Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung 

 
(1) Der Anschlussbeitrag für die Niederschlagswasserbeseitigung wird als nutzungs-

bezogener Flächenbeitrag erhoben. 
 
(2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages wird die Grund-

stücksfläche mit der Grundflächenzahl vervielfacht. 
 
(3) Die Grundstücksfläche ist nach § 5 Abs. 3 zu ermitteln. 
 
(4) Als Grundflächenzahl nach Abs. 2 gelten 
 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige 
Grundflächenzahl, 

 
b) soweit kein Bebauungsplan besteht und die Grundflächenzahl nicht genau be-

stimmt werden kann oder in einem Bebauungsplan eine Grundflächenzahl 
nicht bestimmt ist, die folgenden Werte: 
Wochenendhaus- und Campingplatzgebiete     0,2 
Wohn-, Dorf-, Misch- und Ferienhausgebiete     0,4 
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebiete i.S. von § 11 BauNVO  0,8 
Kerngebiete          1,0 
 

c) für Sport- und Festplätze sowie für selbständige Garagen- und 
Einstellplatzgrundstücke        1,0 

 
d) für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB) sowie bei Friedhofs- 
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grundstücken und Schwimmbädern      0,2 
 
e) für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB), bei denen durch 

Planfeststellung eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung 
zugelassen ist         1,0 

 
Die Gebietseinordnung gemäß lit. b) richtet sich für Grundstücke, 
 aa) die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, nach der Fest-

setzung im Bebauungsplan 
 bb) die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils liegen (§ 34 

BauGB), nach der vorhandenen Bebauung in der näheren Umgebung. 
 
(5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 4 Abs. 4 und § 7 

WoBauErlG liegen, sind zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften ent-
sprechend anzuwenden, wie sie bestehen für 

 
a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zuläs-

sige Nutzungsmaß getroffen sind 
 
b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestim-

mungen über das zulässige Nutzungsmaß  enthält, wobei dann einheitlich die 
Grundflächenzahl von 0,4 gilt. 

 
 

§ 7 
Beitragssatz 

 
Die Beitragssätze für die Herstellung der zentralen öffentlichen Abwasseranlage be-
tragen bei der 
 

a) Schmutzwasserbeseitigung      11,09 Euro 
 

b) Niederschlagswasserbeseitigung        7,70 Euro 
 
je qm beitragspflichtiger Fläche. 
 

 
§ 8 

Beitragspflichtiger 
 
Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Zustellung des Beitragsbeschei-
des Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht be-
lastet, so ist der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers beitragspflichtig. Meh-
rere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum 
sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigen-
tumsanteil beitragspflichtig. 
 

§ 9 
Vorauszahlungen 
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Sobald mit der Verlegung des Abwasserkanals in der Straße begonnen wird, können 
von den Beitragspflichtigen der durch diesen Abwasserkanal erschlossenen Grund-
stücke Vorauszahlungen bis zu 80 % des Anschlussbeitrags verlangt werden. Die 
Vorauszahlungen werden von der Stadt nicht verzinst. 
 

§ 10 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag oder die Vorauszahlung wird durch Bescheid festgesetzt. Sie wird einen 
Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 

 
 

Gebühren 
 

§ 11  
Benutzungsgebühren 

 
(1) Die Gemeinde erhebt zur Deckung der Kosten der laufenden Verwaltung und 

Unterhaltung der Einrichtung zur Abwasserbeseitigung einschließlich der Verzin-
sung des aufgewendeten Kapitals und der Abschreibungen Benutzungsgebühren 
(Schmutz- und Niederschlagswassergebühren). 

 
(2) Die Gebühren werden erhoben für die Grundstücke, die schmutzwasser- 

und/oder niederschlagswasserseitig an die Abwasseranlage angeschlossen sind. 
Für die Schmutzwasserbeseitigung gliedert sich dabei die Gebühr in  

a) Grundgebühren und 
b) Mengengebühren. 

 
(3) Die Benutzungsgebühr umfasst die Abwälzung der gemäß § 9 des Abwasserab-

gabengesetzes gezahlten Abwasserabgabe. 
 

 
§ 12 

Gebührenmaßstab und Gebührensatz für Schmutzwasser 
 

(1) Die Grundgebühr für Schmutzwasser wird nach der Nenngröße der verwendeten 
Frischwasserzähler erhoben. Befinden sich auf dem Grundstück nicht nur vo-
rübergehend mehrere Frischwasserzähler, so wird die Grundgebühr nach der 
Summe der Nenngröße der einzelnen Frischwasserzähler berechnet. Soweit 
Frischwasserzähler nicht eingebaut sind, wird die Nenngröße geschätzt, die nötig 
wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können. 

 
Die monatliche Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Frischwasserzäh-
lern der Nenngröße 

a) bis   2,5 cbm/h         7,67 Euro 
b) bis   6,0 cbm/h       18,41 Euro 
c) bis 10,0 cbm/h       30,68 Euro 
d) bis 80,0 cbm/h     245,44 Euro 
e) Verbundzähler     490,88 Euro 
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(2) Für jeden Neben- oder Zwischenwasserzähler (Gartenwasserzähler, Regenwas-
sernutzungsanlage etc.) wird eine monatliche Verwaltungskostenpauschale in 
Höhe von 1,00 € erhoben. 

 
(3) Die Mengengebühr wird nach der Menge des Schmutzwassers berechnet, das 

unmittelbar der Abwasseranlage zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Ku-
bikmeter (cbm) Schmutzwasser.  

 
(4) Die Mengengebühr beträgt pro cbm Schmutzwasser  2,20 Euro. 
 
(5) Die Mengengebühr nach Absatz 3 enthält die Zuschläge für normal verschmutz-

tes Abwasser, wie sie der Abwasserzweckverband Pinneberg nach der Gebüh-
rensatzung von seinen Mitgliedsgemeinden erhebt. 

 
Wird in die Abwasseranlage stärker verschmutztes Abwasser eingeleitet, so er-
höhen sich diese Gebühren um die Zuschläge, die der Abwasserzweckverband 
Pinneberg nach der Gebührensatzung von seinen Mitgliedsgemeinden erhebt. 
Der Gebührenpflichtige kann einen Nachweis des Verschmutzungsgrades durch 
ein amtliches Gutachten verlangen. Die Kosten des Gutachtens trägt der Gebüh-
renpflichtige. Sofern das Gutachten zu einer niedrigeren Einstufung kommt, trägt 
die Stadt die Kosten. 

 
(6) Als Abwassermenge nach Absatz 2 gilt die dem Grundstück aus öffentlichen und 

privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführte Wassermenge abzüglich der 
nachgewiesenen auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen 
Wassermenge. Der Nachweis der verbrauchten und zurückgehaltenen Wasser-
menge obliegt dem Gebührenpflichtigen. 

 
Sofern ein direkter Anschluss an die Entwässerungsanlagen des Abwas-
serzweckverbandes hergestellt wird und dort ein Messgerät für die tatsächlich 
eingeleitete Abwassermenge eingebaut ist, gilt auch die auf diese Weise ermittel-
te Menge als Abwasser. 

 
(7) Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung wird die Wassermenge um 

18 m³/Jahr für jede Großvieheinheit, bezogen auf den statistischen Umrech-
nungsschlüssel, herabgesetzt; der Gebührenberechnung wird mindestens eine 
Abwassermenge von 40 m³/Jahr je Person zugrunde gelegt. Maßgebend für die 
Berechnung ist die in dem Jahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl und die 
durchschnittlich mit Wasser zu versorgende Personenzahl. 

 
(8) Die dem Grundstück zugeführte Wassermenge wird durch Wassermesser ermit-

telt. Bei der Wassermenge aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage gilt 
die für die Erhebung des Wassergeldes zugrunde gelegte Verbrauchsmenge. 

 
Lässt der Gebührenpflichtige bei privaten Wasserversorgungsanlagen keinen 
Wassermesser einbauen, ist die Stadt Tornesch berechtigt, die aus diesen Anla-
gen zugeführte Wassermenge zu schätzen. Auf Verlangen der Stadt sind die aus 
eigenen Anlagen genommenen und die den öffentlichen Abwasserleitungen an-
geblich nicht zugeführten Wassermengen durch prüffähige Messvorrichtungen 
nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten einzubauen hat. Sie 
müssen von der Stadt als zuverlässig anerkannt sein und werden von ihr über-
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wacht. Hat ein Wassermesser nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so 
wird die Wassermenge von der Stadt Tornesch unter Zugrundelegung des Ver-
brauchs des Vorjahres und unter Berücksichtigung der begründeten Angaben 
des Gebührenpflichtigen geschätzt. 

 
(9) Wird bei einzelnen Grundstücken oder in einzelnen Stadtteilen vor Einleitung des 

Schmutzwassers in die Abwasseranlage eine Vorklärung oder sonstige Vorbe-
handlung des Abwassers auf dem Grundstück verlangt (Teilanschluss), ermäßigt 
sich die Grundgebühr und die Mengengebühr um die Hälfte. Dies gilt nicht für 
Grundstücke mit gewerblichen oder sonstigen Betrieben, bei denen die Vorklä-
rung oder Vorbehandlung lediglich bewirkt, dass das Schmutzwasser dem 
durchschnittlichen Verschmutzungsgrad und der üblichen Verschmutzungsart 
des eingeleiteten Abwassers entspricht. 

 
§13 

Zwischenzähler für abzugsfähige Wassermengen 
 

(1) Die Berücksichtigung der auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehalte-
nen Wassermengen erfolgt auf Antrag des/der Gebührenpflichtigen. Der Antrag 
ist bei der Stadt Tornesch einzureichen. Nach Erteilung der schriftlichen Geneh-
migung und der Vorlage der Erklärung über den Einbau eines Zwischenzählers 
gemäß Absatz 2 erfolgt die Anrechnung der abzugsfähigen Mengen ab dem 
Zeitpunkt und mit dem Zählerstand zum Zeitpunkt der Vorlage der Erklärung. 

 
(2) Die abzugsfähigen Mengen sind durch Nebenwasserzähler nachzuweisen, die 

auf Kosten des oder der Gebührenpflichtigen fest einzubauen sind. Aufsteck- 
oder Aufschraubzähler werden als Nachweis nur anerkannt, sofern diese frostsi-
cher außen montiert werden und durch eine Verplombung der Ausbau des Zäh-
lers verhindert wird. Ein entsprechender Nachweis, z.B. durch ein Foto, ist vorzu-
legen. Die Eichzeit endet mit Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres, eine Anrech-
nung ab dem 01.01 des darauffolgenden Jahres entfällt. Die Wasserzähler müs-
sen den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen und durch konzessionier-
te Installationsunternehmen des Wasserfaches gesetzt werden. Dies ist in der 
gemäß Absatz 1 vorgegebenen Erklärung zu bescheinigen. 

 
(3) Die Berücksichtigung der abzugsfähigen Mengen ist begrenzt durch den Frisch-

wasserverbrauch je Ableseperiode. Die Zählerstände sowie die weiteren erfor-
derlichen Angaben für den jeweiligen Erhebungszeitraum hat die/der Gebühren-
pflichtige unaufgefordert bis spätestens zum Ende des 1. Monats des Folgejah-
res mitzuteilen. Wird ein Zählerstand nicht oder nicht fristgemäß mitgeteilt, erfolgt 
keine Anrechnung der abzugsfähigen Menge bei den Zwischenzählern, die der 
Minderung der Schmutzwassergebühren dienen. Werden Zählerstände nicht 
kontinuierlich mitgeteilt, erfolgt die Anrechnung der abzugsfähigen Menge in der 
für die jeweiligen Jahresgebührenabrechnung maßgeblichen Ableseperiode nach 
einem von der Stadt Tornesch ermittelten Schätzwert. Sofern der Zählerstand 
dann bis zum 31.12. für den nächsten Abrechnungszeitraum vorliegt, wird der 
Zählerstand bei nicht fristgemäßer Mitteilung für den vorangegangenen Abrech-
nungszeitraum nach dem tatsächlich mitgeteilten Zählerstand abgerechnet bzw. 
bei vorher nicht erfolgter Abgabe des Zählerstandes von einem oder mehreren 
Abrechnungszeiträumen ein Jahresdurchschnittswert ermittelt und berücksichtigt. 
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(4) Von dem Abzug nach Absatz 2 sind ausgeschlossen: 
 
  a) Das hauswirtschaftlich genutzte Wasser, 
  b) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser, 
  c) das für Schwimmbecken verwendete Wasser. 
 

§14 
Verschmutzungszulage 

 
(1) Für die Einleitung von Abwasser, das die Grenzwerte überschreitet (§ 6 Abs. 1 

der Abwassersatzung der Stadt Tornesch vom 10. Dezember 2002 in der jeweils 
gültigen Fassung) kann eine Verschmutzungszulage erhoben werden. Die Ver-
schmutzungszulage soll dem erhöhten Reinigungsaufwand der Abwasseranla-
gen Rechnung tragen. 

 
(2) Diese Zulage wird erhoben, wenn Abwasser mit Werten eingeleitet wird, die die 

in der Grenzwerttabelle (Anlage zu § 6 Abs. 1 der Abwassersatzung der Stadt 
Tornesch vom 10. Dezember 2002 in der jeweils gültigen Fassung) festgelegten 
Werte überschreitet. 

 
(3) Die Höhe richtet sich nach dem Grad der Überschreitung und ist in der Entwäs-

serungssatzung des Abwasserzweckverbandes Südholstein geregelt. 
 
(4) Bei der Festsetzung der Verschmutzungszulage werden die vom Abwasser-

zweckverband Südholstein festgestellten und in den Überwachungsprotokollen 
festgehaltenen Grenzwertüberschreitungen zugrunde gelegt. 

 
(5) Die Stadt kann befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen (Ausnahmegeneh-

migung) von den in § 6 der Abwassersatzung der Stadt Tornesch vom 10. De-
zember 2002 in der jeweils gültigen Fassung genannten Anforderungen erteilen, 
wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigte Härte für die Verpflichtete/den 
Verpflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls nicht entgegenstehen, 
insbesondere die technischen Voraussetzungen gegeben sind. 

 
§ 15 

Gebührenmaßstab und Gebührensatz für Niederschlagswasser 
 
(1) Die Gebühr für die Ableitung von Niederschlagswasser (Niederschlagswasserbe-

seitigung) über das Kanalnetz in die Abwasseranlage wird nach der überbauten 
und befestigten (z.B. Betondecken, bituminöse Decken, Pflasterungen und Plat-
tenbelege) Grundstücksfläche (Niederschlagsfläche) bemessen, von der aus 
Niederschlagswasser in die öffentliche Abwasseranlage gelangt. Eine Inan-
spruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage liegt auch dann vor, wenn über 
offene Rinnen o. Ä. oder von bebauten und befestigten Flächen über befestigte 
Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagwasser in die Abwasser-
anlage gelangen kann. Berechnungseinheit ist der qm bebaute und befestige 
Grundstücksfläche (Niederschlagsfläche). 

 
(2) Zur Förderung von naturnahen und ökologischen Regenwasserbewirtschaf-

tungsmaßnahmen werden folgende Nachlässe im Gebührenmaßstab für die an-
geschlossenen Flächen berücksichtigt: 
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a) begrüntes Dach:        50 % 
 
b) genehmigte Versickerungsanlagen mit Überlauf:   90 % 
 
c) Ökopflaster mit von der Herstellerin oder vom Hersteller 

 nachgewiesenen Wasserdurchlässigkeit sowie 
 Rasengittersteine:        50 % 
 

d) Regenwasserbewirtschaftungsanlagen: 
Bei einem Mindestvolumen des Speichers von 2 m³ wird je Kubikmeter ein 
Abzug von 20 m² der angeschlossenen Fläche gewährt. Daraus resultierende 
negative Berechnungsgrundlagen finden keine Berücksichtigung 
 

e) Abweichend von Abs. 1 werden wasserdurchlässige Grundstücksflächen ohne 
oder mit unbedeutender Wasserableitung (z. B. unverdichteter Schotter, 
Schlacken, Rollkies) nicht bemessen. 

 
(3) Für an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossene Drainageleitungen 

werden je lfd. Meter Drainageleitung 1 m² Niederschlagsfläche berechnet. 
 
(4) Die Gebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung privater Flächen beträgt 

jährlich je m² Niederschlagsflächen       0,75 €. 
 

(5) Der Gebührenpflichtige hat der Stadt auf deren Aufforderung binnen eines Mo-
nats die Berechnungsgrundlagen mitzuteilen. Änderungen der überbauten und 
befestigten Grundstücksfläche von mehr als 10 qm bzw. Änderungen bei der 
Länge der angeschlossenen Drainageleitung von mehr als 10 lfd. Meter hat der 
Gebührenpflichtige unaufgefordert innerhalb eines Monats nach Fertigstellung 
der Stadt mitzuteilen. Maßgebend für die Gebührenerhebung sind die am 01.01. 
des Erhebungszeitraumes bestehenden Verhältnisse. 

 
(6) Kommt der Gebührenpflichtige seiner Mitteilungspflicht nach Abs. 5 nicht fristge-

mäß nach, so kann die Stadt die Berechnungsdaten schätzen. 
 

§16 
Sonstige Gebühren 

 
(1) Für die vorübergehende Einleitung von Niederschlagswasser oder Grundwasser 

in den Schmutzwasserkanal werden Gebühren in Höhe der jeweiligen Schmutz-
wassergebühren erhoben. Die eingeleitete Menge ist anhand von geeichten Zwi-
schenzählern zu ermitteln. Ist der Nachweis nicht möglich oder wird nicht er-
bracht, erfolgt eine Schätzung durch die Stadt Tornesch, die der/die Gebühren-
pflichtige anzuerkennen hat. 

 
(2) Für die Benutzung des öffentlichen Niederschlagswasserkanal durch die Einlei-

tung aus Wasserhaltung sowie unbelastetes Grund- oder Quellwasser werden 
Gebühren in Höhe der jeweiligen Niederschlagswassergebühren erhoben. Für 
die Gebührenberechnung wird pro m³ nachgewiesener oder von der Stadt Tor-
nesch geschätzter Einleitmenge entsprechend 1 m² Niederschlagsfläche ange-
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nommen. Zusätzlich ist die Reinigung des öffentlichen Kanals durch die Stadt 
Tornesch oder von Ihr Beauftragter Dritter nach Aufwand zu zahlen. 

 
(3) Für die Einleitung von Niederschlagswasser in den Schmutzwasserkanal werden 

Gebühren in Höhe der jeweiligen Schmutzwassergebühren erhoben. Für die Ge-
bührenberechnung wird pro m² Niederschlagsfläche 1 m³ angenommen. 

 
(4) Die Werkleitung des Abwasserbetriebes Tornesch ist berechtigt, mit Zustimmung 

des Finanzausschusses der Stadt Tornesch im Einzelfall eine Ausnahmerege-
lung zu den Absätzen 1 und 2 zu treffen, sofern die Ausnahmeregelung aus be-
sonderen umwelttechnischen oder wirtschaftlichen Gründen notwendig ist. Die 
Notwendigkeit einer Ausnahmeregelung ist eingehend zu prüfen und schriftlich 
zu begründen. 

 
§17 

Gebühren für Anschlussgenehmigungen 
 

(1) Für Genehmigungen gemäß § 9 Abs. 1 der Abwassersatzung der Stadt Torne-
sch vom 10. Dezember 2002 in der jeweils gültigen Fassung werden folgende 
Gebühren erhoben: 

   
  1. Änderungsantrag          25,65 € 
 
  2. Bauvorhaben 1 Wohneinheit        79,65 € 
 
  3. Bauvorhaben 2 Wohneinheiten       90,45 € 
 
  4.Bauvorhaben bis 6 Wohneinheiten     103,95 € 
 
  5. Bauvorhaben über 6 Wohneinheiten     109,35 € 
 
  6. für Gewerbebauten ohne Vorbehandlungsanlage   103,95 € 
 
  7. für Gewerbebauten mit Vorbehandlungsanlage   124,20 € 
 
  8. für Grundstücke, die ein größeres verzweigtes 
      Entwässerungssystem aufweisen     248,40 € 
 

§18 
Sonstige Verwaltungsgebühren 

 
(1) Entsteht aufgrund fehlender und/oder fehlerhafter Unterlagen oder unzureichen-

der Mitteilung des/der Antragsteller/in ein erhöhter Zeitaufwand, werden dem/ der 
Antragsteller/in die erforderlichen Aufwendungen der Stadt Tornesch auferlegt. 
Zugrunde gelegt werden 52,50 € pro angefangene Stunde der Bearbeitung zu-
züglich sonstiger Kosten wie u.a. Porto und Telefon. 

 
(2) Für die Erteilung einer widerruflichen Genehmigung einer Mulden- oder Flächen-

versickerung wird eine Gebühr in Höhe von 26,25 € je angefangene halbe Stun-
de der Bearbeitung erhoben. 
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(3) Für die Erstellung eines Kostenvoranschlages, z.B. im Rahmen eines Antrages 
auf Herstellung eines nachträglichen oder zusätzlichen Grundstücksanschluss-
kanals, wird eine Gebühr in Höhe von 26,25 € je angefangene halbe Stunde der 
Bearbeitung erhoben. 

 
(4) Für weitere gebührenpflichtige Amtshandlungen gilt die Satzung der Stadt Tor-

nesch über die Erhebung von Verwaltungsgebühren in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend. 

 
 

 
§ 19 

Erhebungszeitraum 
 
(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr 
 
(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen 

erhoben wird (§ 12 Abs. 6, 7 und 8) und die Ableseperiode nicht mit dem Erhe-
bungszeitraum (Kalenderjahr) übereinstimmt, ist der Wasserverbrauch dem Er-
hebungszeitraum entsprechend dem anteiligen Verbrauch je Tag aus den ver-
schiedenen Ableseperioden zuzuordnen. 

 
 

§ 20 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Der Gebührenanspruch entsteht mit der Inanspruchnahme, für Grundgebühren 

durch die Bereitstellung, für Zusatzgebühren durch die Einleitung. Die Abrech-
nung entstandener Ansprüche erfolgt jährlich (§ 19); monatlich werden Voraus-
zahlungen erhoben. 

 
(2) Wechselt der Gebührenschuldner während des Jahres, entsteht der Anspruch 

damit für den abgelaufenen Teil des Jahres. Bis zur Anzeige des Wechsels sind 
der bisherige und der neue Gebührenschuldner Gesamtschuldner. 

 
(3) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Beginn des Kalenderjahres, frühestens 

jedoch 
  

a) für die Grundgebühr bei der Schmutzwasserbeseitigung mit dem 1. Tag des 
Monats, der auf den Tag des betriebsfertigen Anschlusses an einen Stra-
ßenkanal folgt; 

 
b) für die Mengengebühr bei der Schmutzwasserbeseitigung mit dem Tag des 

betriebsfertigen Anschlusses an einen Straßenkanal; 
 

c) für die Niederschlagswassergebühr mit dem Tag des betriebsfertigen An-
schlusses an einen Straßenkanal. 

 
(4) Die Gebührenpflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an 

einen Straßenkanal entfällt und dies der Stadt schriftlich mitgeteilt wird. 
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§ 21 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist, wer nach den grundsteuerrechtlichen Vorschriften Schuld-

ner der Grundsteuer ist oder sein würde, wenn das Grundstück nicht von der 
Grundsteuer befreit wäre. Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 

 
(2) Bei Eigentumswechsel wird der neue Eigentümer von Beginn des Vierteljahres 

an, das der Rechtsänderung folgt, zur Gebührenzahlung herangezogen, wenn 
der bisherige Eigentümer der Stadt den Eigentumswechsel nachweist. Der bishe-
rige Eigentümer haftet gesamt-schuldnerisch für die Zahlung der Gebühren bis 
zum Ablauf des Kalenderjahres. 

 
(3) Die Grundstückseigentümer haben alle für die Errechnung der nach dieser Sat-

zung zu zahlenden Abgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen und zu dulden, 
dass Beauftragte der Stadt das Grundstück nach Maßgabe der Abgabenordnung 
betreten, um die Bemessungsgrundlage festzustellen oder zu überprüfen. 

 
 

§ 22 
Heranziehung und Fälligkeit 

 
(1) Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem 

Bescheid über andere Abgaben verbunden werden kann.  
 
(2) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Stadt Vorauszahlungen auf 

die Gebühren verlangt werden. Die Höhe richtet sich nach dem voraussichtlichen 
Entgelt für das laufende Jahr. 

 
(3) Vorauszahlungen werden in monatlichen Teilbeträgen zum 15. eines Monats er-

hoben. 
 
 

§ 23 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im 

Rahmen der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforder-
lichen personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prü-
fung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 bis 28 BauGB und § 3 Wo-
BauErIG der Stadt bekannt geworden sind, sowie aus dem Grundbuchamt, den 
Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramtes durch die 
Stadt zulässig. Die Stadt darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und 
Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach die-
ser Satzung weiterverarbeiten. 

 
(2) Soweit die Stadt die öffentliche Wasserversorgung selbst betreibt, ist sie berech-

tigt, die im Zusammenhang mit der Wasserversorgung angefallenen und anfal-
lenden personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und Wasserver-
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brauchsdaten für Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu ver-
wenden und weiterzuverarbeiten. 

 
(3) Soweit die Stadt sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten be-

dient oder in der Stadt die öffentliche Wasserversorgung durch einen Dritten er-
folgt, ist die Stadt berechtigt, sich die zur Feststellung der Abgabenpflichtigen 
und zur Festsetzung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlichen personen-
bezogenen und grundstücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten von 
diesen Dritten mitteilen zu lassen und diese Daten zum Zwecke der Abgabener-
hebung nach dieser Satzung weiterzuverarbeiten. 

 
(4) Die Stadt ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgabenpflichtigen und 

von nach den Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Abgaben-
pflichtigen mit den für die Abgabenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen 
Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach die-
ser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

 
 

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach §§ 15 Abs. 5 und 21 Abs. 3 dieser Satzung 
sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 
 

 
§ 25 

Inkrafttreten 
 

Die Satzung der Gemeinde Tornesch über die Erhebung von Beiträgen und 
Gebühren für die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Tornesch (Beitrags- und 
Gebührensatzung) vom 18. Dezember 2019, beschlossen am 17. Dezember 
2019, ist in Kraft getreten am 01.01.2020. 
 
 
Tornesch, den 18.12.2019 
 
 
 
Stadt Tornesch 
Die Bürgermeisterin 
 
 
 

• Die Satzung der Stadt Tornesch über die Erhebung von Beiträgen und Gebüh-
ren für die Abwasserbeseitigung der Stadt Tornesch (Beitrags- und Gebüh-
rensatzung) vom 18. Dezember 2019, beschlossen am 17. Dezember 2019, 
ist in Kraft getreten am 01.01.2020 

 

• Die 1. Nachtragssatzung der Stadt Tornesch über die Erhebung von Beiträgen 
und Gebühren für die Abwasserbeseitigung der Stadt Tornesch vom 15. De-
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zember 2022, beschlossen am 14. Dezember 2022, ist in Kraft getreten am 
01. Januar 2023 

 
 


